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Protokoll 6. Sitzung 
des Gemeinderats von Zürich 

 
Mittwoch, 18. Juni 2014, 17.00 Uhr bis 19.03 Uhr, im Rathaus 

 
 
Vorsitz: Präsidentin Dorothea Frei (SP) 
 
Beschlussprotokoll: Sekretär Mark Richli (SP) 
 
Anwesend: 121 Mitglieder 
 
Abwesend: Urs Helfenstein (SP), Maleica Landolt (GLP), Tamara Lauber (FDP), Dr. Jean-
Daniel Strub (SP) 
 
 
Der Rat behandelt aus der von der Präsidentin erlassenen, separat gedruckten Tagliste folgen-
de Geschäfte: 
 
1.   Mitteilungen 

 
 

2. 2014/174  Eintritt von Simon Diggelmann (SP) anstelle der zurück-
getretenen Katrin Wüthrich (SP) für den Rest der Amtsdauer 
2014–2018 
 

 

3. 2014/172 * Weisung vom 04.06.2014: 
Geänderte Motion von Daniel Leupi (Grüne) und Dr. André 
Odermatt (SP) betreffend Velostation, Realisierung am Bahnhof 
Stadelhofen, Bericht und Abschreibung 
 

VTE 
 

4. 2014/173 * Weisung vom 04.06.2014: 
Motion von Dr. Ueli Nagel (Grüne) und Gabriele Kisker (Grüne) 
betreffend Erhaltung der Biodiversität in öffentlichen Parks und 
privaten Gärten auf Stadtgebiet, Bericht und Abschreibung 
 

VTE 
 

5. 2014/177 * 
E 

Postulat von Dr. Daniel Regli (SVP) und Roberto Bertozzi (SVP) 
vom 04.06.2014: 
Parkplätze bei der Kirche Unterdorf in Zürich-Affoltern, Um-
wandlung in bezahlte Parkplätze mit günstigen Tarifen 
 

PV 

6. 2014/109 E/A Dringliches Postulat von Bernhard Piller (Grüne) und Andrea 
Leitner Verhoeven (AL) vom 02.04.2014: 
Erhalt des Literaturmuseums Strauhof 
 

STP 

7. 2014/110 E/A Dringliches Postulat von Bernhard Piller (Grüne) und Andrea 
Leitner Verhoeven (AL) vom 02.04.2014: 
Realisierung des Projekts Junges Literaturlabor «JULL» unab-
hängig vom Literaturmuseum Strauhof 
 

STP 
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8. 2013/427 E/A Postulat von Sylvie Fee Matter (SP) und Dr. Esther Straub (SP) 
vom 04.12.2013: 
Mahnmal für die Personen, welche in Zürich wegen Hexerei 
gefoltert und verurteilt wurden 
 

STP 

9. 2013/428 E/A Postulat von Samuel Dubno (GLP) und Marc Bourgeois (FDP) 
vom 04.12.2013: 
Auftrag zur aktiven und verbindlichen Publikation der nicht dem 
Datenschutz oder dem Amtsgeheimnis untergeordneten Daten-
bestände der Stadtverwaltung 

STP 

 
   * Keine materielle Behandlung  
 
 
 
 
 M i t t e i l u n g e n 

 
 
155. 2014/190 

Interpellation von Markus Hungerbühler (CVP) und Karin Weyermann (CVP) vom 
11.06.2014: 
Entwicklung der Bahnhofstrasse zu einer Büro- und Luxusmeile, Einfluss der 
grossen Warenhäuser auf die Frequenzen sowie Möglichkeiten zur Erhaltung der 
Durchmischung 

  
Markus Hungerbühler (CVP) beantragt Dringlicherklärung und begründet diese. 
 
Der Rat wird über den Antrag am 25. Juni 2014 Beschluss fassen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
 An den nachfolgenden Fraktionserklärungen werden keine sprachlichen Korrekturen 

vorgenommen. 
 
156. 2014/199 

Erklärung der SP-Fraktion vom 18.06.2014: 
Entscheid des Kantons zur Erweiterung des geplanten Polizei- und Justiz-
zentrums (PJZ) und zur weiteren Teilnutzung des Kasernenareals 

  
Namens der SP-Fraktion verliest Patrick Hadi Huber (SP) folgende Fraktionserklärung: 
 
Der Stadtrat muss sich beim Kasernenareal durchsetzen  
 
Bereits bei der Verschiebung des Mitwirkungsprozesses in den „nächsten Herbst“ zeichnete sich ab, dass 
beim Masterplan Kasernenareal einiges im Argen liegt. Heute wissen wir mehr. Mit Verärgerung nimmt die 
SP zur Kenntnis, dass der Zürcher Regierungsrat sein Versprechen bricht und auch weiterhin nach dem 
Bau des Polizei- und Justizzentrums (PJZ) Räumlichkeiten für polizeiliche Nutzungen in der Kaserne belegt 
halten will. Gegenüber der Stadt und insbesondere gegenüber dem Quartier wurde in den beiden kantona-
len Volksabstimmungen immer wieder betont, dass sämtliche polizeilichen Nutzungen auf dem Gelände des 
Kasernenareals nach dem Bau des PJZ verschwinden werden. Zweimal glaubte das städtische Stimmvolk 
dem Regierungsrat und stellte sich entsprechend hinter das Anliegen. 
Heute ist Ernüchterung eingekehrt. Die Absicht, die Führungsorgane in der Kaserne zu belassen, sorgt 
dafür, dass weiterhin viel Platz für Einsatzfahrzeuge und auch Transporte benötigt wird. Auf diese Weise 

155–156 
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kann die Kasernenwiese kaum vollständig für die Bevölkerung geöffnet werden. Das langsame Zurückkreb-
sen des Regierungsrates und das stete Herauszögern des Umzugstermins lässt auch eine grosse Frage 
offen: Können wir dem Regierungsrat wirklich noch glauben, dass irgendwann in absehbarer Zukunft das 
Provisorische Polizeigefängnis PROPOG von der Kasernenwiese verschwinden wird? 
Die SP fordert den Stadtrat heute auf, den Regierungsrat an die Versprechen der beiden Abstimmungen 
von 2003 und 2011 zu erinnern, sich mit Nachdruck für ein Kasernenareal ohne Polizeinutzung einzusetzen 
und den Mitwirkungsprozess mit der Bevölkerung fortzusetzen. 

 
 
157. 2014/200 

Erklärung der Grüne-Fraktion vom 18.06.2014: 
Entscheid des Kantons zur Erweiterung des geplanten Polizei- und Justiz-
zentrums (PJZ) und zur weiteren Teilnutzung des Kasernenareals 

  
Namens der Grüne-Fraktion verliest Markus Knauss (Grüne) folgende Fraktions-
erklärung: 
 
Versprechen einlösen – Verantwortung übernehmen 
 
Schon im Sommer 2003 haben wir Grünen Unterschriften gegen den Abriss des Güterbahnhofs und gegen 
das neue Polizei- und Justizzentrums gesammelt. Und wir wussten auch weshalb: Viel zu teuer, falscher 
Standort, eine Belastung für das Quartier und ein dubioser Kuhhandel um die Kaserne. Heute elf Jahre 
später ist offensichtlich, dass diese Argumente immer noch aktuell sind. 
Die Mehrheit des Politbetriebs wollte aber nie hinschauen. FDP und CVP verschanzten sich hinter ihrem 
politisch-ideologischen Kauderwelsch von Zentralisierung, Effizienz, Synergie und Wirtschaftlichkeit. Auf 
jeden Fall ist das PJZ ein Sinnbild dafür, wie ernst Sie Ihre politische Arbeit nehmen. Während Sie in der 
Stadt Zürich jeder Kieslieferung misstrauen und zur Kontrolle noch selber offerieren lassen, haben sie die 
Bedarfsanalyse bei Polizei und Justiz nie hinterfragt. 
Und die SP? Sie versuchte uns weis zu machen, dass man ein Juwel, den Güterbahnhof, zerstören müsse, 
um einen Schatz, die Kaserne, bergen zu können.  
Heute gefallen sich FDP und SP darin, die Fehler für das Desaster anderen zuzuschieben. Dem Regie-
rungsrat, am liebsten demjenigen mit einer anderen Parteifarbe, der Verwaltung oder wem auch immer. 
Natürlich, besonders infam ist der Zeitpunkt der Neudefinition des Raumangebotes des PJZ. Wenige Wo-
chen nachdem der Güterbahnhof dem Erdboden gleich gemacht worden ist, wird uns bekannt gegeben, 
dass man die gegebenen Versprechen nicht einhalten will. Als Begründung werden Entwicklungen angege-
ben, die seit längerer Zeit absehbar waren. Das erinnert fatal an die Geschichte des Propog, wo am Ab-
stimmungsabend der zuständige FDP-Regierungsrat bekannt gab, dass das Propog kein fünfjähriges Provi-
sorium bleiben werde wie versprochen. 
Was also ist zu tun? Statt mit immer neuen Schuldzuweisungen von der eigenen Gutgläubigkeit abzulenken 
oder zu meinen, dass das eigene Politmarketing der Realität entspricht, ist es Zeit, Verantwortung zu über-
nehmen. Stehen Sie zu ihren falschen Einschätzungen, aber tun Sie endlich etwas Mutiges. SP, CVP und 
FDP müssen in ihren Parteien darauf hinwirken, dass die von Ihnen so wortreich beschworenen Verspre-
chen wahr werden. Sorgen Sie dafür, dass die notwendigen Zusatzbauten jetzt sofort beschlossen werden 
und die Kaserne wirklich frei wird, auch wenn das die Wirtschaftlichkeit belastet.  
Was sind denn schon 50 Millionen Franken im Vergleich zu Ihrer politischen Glaubwürdigkeit? 

 
 
158. 2014/201 

Erklärung der GLP-Fraktion vom 18.06.2014: 
Entscheid des Kantons zur Erweiterung des geplanten Polizei- und Justiz-
zentrums (PJZ) und zur weiteren Teilnutzung des Kasernenareals 

  
Namens der GLP-Fraktion verliest Gian von Planta (GLP) folgende Fraktionserklärung: 
 
Stadtrat muss beim Kanton intervenieren 
 
Die Grünliberalen der Stadt Zürich verurteilen das Vorgehen des Regierungsrates im Projekt PJZ auf das 
Schärfste. Wie der Regierungsrat in seiner Medienmitteilung vom 12. Juni 2014 festhält, sollen nicht alle 
Abteilungen am Standort des neuen PJZ zentralisiert werden. Damit bricht die Kantonsregierung ihr Ver-
sprechen, dass mit dem Bau des PJZ das Kasernenareal für die Bevölkerung zur Nutzung freigegeben 
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werden soll. 
Die glp hat das Vorhaben PJZ von Beginn an abgelehnt, weil es unwirtschaftlich ist und eher regierungsrät-
lichem Prestigedenken als praktischen Überlegungen dient. Die Bevölkerung des Kantons und insbesonde-
re die Bevölkerung der Stadt Zürich wurden dabei mit der Aussage dass nur eine Zustimmung zum PJZ zur 
Freigabe des Kasernenareals führen könne, zu einem Ja an der Urne genötigt. Dass jetzt − bloss 3 Jahre 
nach dieser Abstimmung − plötzlich ein erhöhter Platzbedarf existiert, zeugt entweder von Inkompetenz in 
der Planung oder bewusster Irreführung der Zürcherinnen und Zürcher. 
Die Grünliberalen verlangen von der Regierung, dass sie die Detailplanung des PJZ dergestalt in die Hand 
nimmt, dass keine kantonalen Dienstabteilungen mehr im Kasernenareal verbleiben und keine neuen hin-
zukommen. Das Kasernenareal muss der Bevölkerung zur Nutzung freigegeben und das Beteiligungsver-
fahren “Zukunft Kasernenareal Zürich” ohne Verzögerungen fortgesetzt werden. 
Wir fordern den Stadtrat auf, die Interessen der Stadtzürcher Bevölkerung mit Nachdruck beim Kanton zu 
vertreten. Die glp hat deshalb heute ein entsprechendes Postulat eingereicht. 

 
 
159. 2014/202 

Erklärung der AL-Fraktion vom 18.06.2014: 
Entscheid des Kantons zur Erweiterung des geplanten Polizei- und Justiz-
zentrums (PJZ) und zur weiteren Teilnutzung des Kasernenareals 

  
Namens der AL-Fraktion verliest Niklaus Scherr (AL) folgende Fraktionserklärung: 
 
Mario, das ist un-fehr – Nein zum PJZ-Bschiss! 
 
Jetzt, wo der alte Güterbahnhof plattgemacht ist und der Aushub begonnen hat, hat der Regierungsrat die 
Katze aus dem Sack gelassen. An einer Nachmittag-und-Nebel-Medienkonferenz verkündete er die skanda-
löse Nachricht, dass das PJZ bereits zu klein ist, bevor der Bau überhaupt begonnen hat – und dass ein Teil 
der Kantonspolizei weiterhin auf dem Kasernenareal verbleiben soll.  
Die Alternative Liste hat den überrissenen Polizei- und Justizpalast von Anfang an konsequent bekämpft. Im 
Vorfeld der Abstimmung äusserte die AL in einem Interview im Tagesanzeiger vom 4. September 2011 
„starke Zweifel“, ob die Regierung „nach einem PJZ-Bau die Kaserne räumen wird. Dafür wurden wir zu oft 
enttäuscht. Die Zukunft der Kaserne bleibt nebulös. Man verkauft uns die Katze im Sack.“ Mit dem neuesten 
Regierungsbeschluss werden wir in unserer Kritik traurig bestätigt.  
Polizei braucht immer mehr Platz und die Kaserne bleibt 
Seit dem Start im Jahr 2003 war und ist die PJZ-„Planung“ ein wüstes Hüst-und Hott mit laufenden Kosten-
überschreitungen und immer neuen Umprojektierungen. Augenreibend müssen wir zur Kenntnis nehmen, 
dass rund 10% mehr Fläche benötigt werden, um all die Nutzungen unterzubringen, die im PJZ zentralisiert 
werden sollten. Dabei wurden bereits 2009 verschiedene wesentliche Nutzungen aus dem ursprünglichen 
Projekt herausgenommen, um die grassierende Kostenexplosion in den Griff zu bekommen. Und jetzt sollen 
auch noch die Führungsbereiche der Kantonspolizei am alten Standort in der Polizeikaserne auf dem Ka-
sernenareal verbleiben. 
SP in der Pflicht 
All das ist eine skandalöse und krasse Verhöhnung des Stimmvolks. Die eher knappe Zustimmung von 54% 
kam massgeblich zustande, weil die Regierung hoch und heilig versprach, dass mit dem Bau des PJZ das 
ganze Kasernenareal zur Neunutzung frei werde. Dafür im Wort ist zuvorderst die Sozialdemokratische 
Partei. Sie hat dem von ihrem Justizdirektor Notter forcierten Polizei- und Justiztempel stets naiv-gläubig 
applaudiert und den Stimmberechtigten auch noch 2011 Zustimmung empfohlen. Und die SP stellt auch im 
Kanton mit Mario Fehr den Polizeidirektor, der für die ausufernden Raumbedürfnisse der Kantonspolizei 
verantwortlich zeichnet. Dass er den Verbleib der Kapo in der Polizeikaserne als „Wermutstropfen“ bezeich-
net, ist zynisch und inakzeptabel. Mario, das ist un-fehr! 
Doppelter Dolchstoss gegen Aussersihl 
Was der Regierungsrat beschlossen hat, ist ein doppelter Dolchstoss gegen Aussersihl: erst wurde die 
einzigartige Anlage des Güterbahnhofs einem fragwürdigen Grossprojekt geopfert und jetzt soll auch die zur 
Umnutzung versprochene Kasernenanlage im Kernbereich weiterhin von der Polizei okkupiert werden. Jetzt 
ist der Stadtrat gefordert: er muss von der vertragsbrüchigen Regierung ohne Wenn und Aber die Freigabe 
des gesamten Kasernenareal einfordern. 
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 G e s c h ä f t e 
 

 
160. 2014/174 

Eintritt von Simon Diggelmann (SP) anstelle der zurückgetretenen Katrin Wüthrich 
(SP) für den Rest der Amtsdauer 2014–2018 

  
In Anwendung von § 108 des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR, LS 161) hat 
der Stadtrat mit Beschluss vom 4. Juni 2014 anstelle von Katrin Wüthrich (SP 4+5) mit 
Wirkung ab 12. Juni 2014 für den Rest der Amtsdauer 2014 bis 2018 als gewählt  
erklärt: 
 
Simon Diggelmann (SP 4+5), Raumplaner FSU, geboren am 13. Dezember 1982, von  
Zürich/ZH, Nordstrasse 163, 8037 Zürich 

 
 
161. 2014/172 

Weisung vom 04.06.2014: 
Geänderte Motion von Daniel Leupi und Dr. André Odermatt betreffend 
Velostation, Realisierung am Bahnhof Stadelhofen, Bericht und Abschreibung 

  
Zuweisung an die SK PD/V gemäss Beschluss des Büros vom 16. Juni 2014 

 
 
162. 2014/173 

Weisung vom 04.06.2014: 
Motion von Dr. Ueli Nagel (Grüne) und Gabriele Kisker (Grüne) betreffend 
Erhaltung der Biodiversität in öffentlichen Parks und privaten Gärten auf 
Stadtgebiet, Bericht und Abschreibung 

  
Zuweisung an die SK TED/DIB gemäss Beschluss des Büros vom 16. Juni 2014 

 
 
163. 2014/177 

Postulat von Dr. Daniel Regli (SVP) und Roberto Bertozzi (SVP) vom 04.06.2014: 
Parkplätze bei der Kirche Unterdorf in Zürich-Affoltern, Umwandlung in bezahlte 
Parkplätze mit günstigen Tarifen 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Polizeidepartements namens des 
Stadtrats bereit, das Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Es wird weder ein Ablehnungs- noch ein Textänderungsantrag gestellt. 
 
Damit ist das Postulat dem Stadtrat zur Prüfung überwiesen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 
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164. 2014/109 
Dringliches Postulat von Bernhard Piller (Grüne) und Andrea Leitner Verhoeven 
(AL) vom 02.04.2014: 
Erhalt des Literaturmuseums Strauhof 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist die Stadtpräsidentin namens des Stadtrats bereit, das 
Dringliche Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Bernhard Piller (Grüne) begründet das Dringliche Postulat (vergleiche Beschluss-Nr. 
4874/2014). 
 
Dr. Daniel Regli (SVP) begründet den von Roland Scheck (SVP) namens der SVP-
Fraktion am 21. Mai 2014 gestellten Ablehnungsantrag. 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
Das Dringliche Postulat wird mit 78 gegen 42 Stimmen dem Stadtrat zur Prüfung über-
wiesen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
165. 2014/110 

Dringliches Postulat von Bernhard Piller (Grüne) und Andrea Leitner Verhoeven 
(AL) vom 02.04.2014: 
Realisierung des Projekts Junges Literaturlabor «JULL» unabhängig vom Litera-
turmuseum Strauhof 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist die Stadtpräsidentin namens des Stadtrats bereit, das 
Dringliche Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Bernhard Piller (Grüne) begründet das Dringliche Postulat (vergleiche Beschluss-Nr. 
4875/2014). 
 
Dr. Daniel Regli (SVP) begründet den von Roland Scheck (SVP) namens der SVP-
Fraktion am 21. Mai 2014 gestellten Ablehnungsantrag. 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
Das Dringliche Postulat wird mit 60 gegen 61 Stimmen abgelehnt. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
166. 2013/427 

Postulat von Sylvie Fee Matter (SP) und Dr. Esther Straub (SP) vom 04.12.2013: 
Mahnmal für die Personen, welche in Zürich wegen Hexerei gefoltert und verurteilt 
wurden 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist die Stadtpräsidentin namens des Stadtrats bereit, das 
Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Sylvie Fee Matter (SP) begründet das Postulat (vergleiche Beschluss-Nr. 4552/2013). 
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Markus Hungerbühler (CVP) begründet den namens der CVP-Fraktion am 8. Januar 
2014 gestellten Ablehnungsantrag. 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
Das Postulat wird mit 70 gegen 49 Stimmen dem Stadtrat zur Prüfung überwiesen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
167. 2013/428 

Postulat von Samuel Dubno (GLP) und Marc Bourgeois (FDP) vom 04.12.2013: 
Auftrag zur aktiven und verbindlichen Publikation der nicht dem Datenschutz oder 
dem Amtsgeheimnis untergeordneten Datenbestände der Stadtverwaltung 

  
Gemäss schriftlicher Mitteilung ist die Stadtpräsidentin namens des Stadtrats bereit, das 
Postulat zur Prüfung entgegenzunehmen. 
 
Samuel Dubno (GLP) begründet das Postulat (vergleiche Beschluss-Nr. 4553/2013). 
 
Dr. Daniel Regli (SVP) begründet den von Roland Scheck (SVP) namens der SVP-
Fraktion am 8. Januar 2014 gestellten Ablehnungsantrag. 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
Das Postulat wird mit 94 gegen 26 Stimmen dem Stadtrat zur Prüfung überwiesen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
 
 E i n g ä n g e 

 
An den nachfolgenden Texten werden keine sprachlichen Korrekturen vorgenommen. 

 
168. 2014/203 

Postulat von Dr. Pawel Silberring (SP), Heinz F. Steger (FDP) und 10 Mitunter-
zeichnenden vom 18.06.2014: 
Erweiterung der Gültigkeit der Jahres-Gewerbeparkkarte 

  
Von Dr. Pawel Silberring (SP), Heinz F. Steger (FDP) und 10 Mitunterzeichnenden ist 
am 18. Juni 2014 folgendes Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie die Gültigkeit der Jahres-Gewerbeparkkarte erweitert werden 
kann, so dass die Fahrzeuge von Montag bis Freitag auch auf weissen Parkplätzen mit Parkuhr abgestellt 
werden dürfen, wenn die Parkplätze eine maximale Parkdauer von 2 Stunden oder mehr aufweisen. Die 
Bedingungen sollen dabei ergänzt werden, so dass die Karte nur für dienstliche Einsätze verwendet werden 
darf. 
 
Begründung: 
Die Gewerbeparkkarte ist ein wichtiges Mittel für Handwerkerinnen, Servicemonteure etc. um ihr Fahrzeug 
bei einem Einsatz abstellen zu können. Im Kreis 1, aber auch in den unmittelbar angrenzenden Gebieten 
sind jedoch keine blauen Zonen vorhanden, für die die Karte verwendet werden könnte. Als Alternative 
bleibt nur der Einsatz der deutlich teureren Tageskarte. 
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Die Ausweitung der Gültigkeit der Jahreskarte würde in der Innenstadt eine deutliche Entlastung für die 
Gewerbetreibenden bewirken. Die vorgeschlagene Beschränkung auf die Werktage und auf die Parkplätze 
ab 2 Stunden soll Zielkonflikte mit Kundenparkplätzen minimieren. Die Einschränkung auf dienstliche Ein-
sätze ist im Einzelfall praktisch nicht zu überprüfen, aber sie soll eine Handhabe bieten, um bei regelmässi-
ger Verwendung der Karte für private Zwecke einschreiten zu können.  

 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
169. 2014/204 

Postulat der GLP-Fraktion vom 18.06.2014: 
Anpassung der Bauplanung des Polizei- und Justizzentrums (PJZ) mit dem Ziel 
der Freigabe des gesamten Kasernenareals für die Stadtbevölkerung 

  
Von der GLP-Fraktion ist am 18. Juni 2014 folgendes Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat wird aufgefordert, sich beim Regierungsrat dafür einzusetzen, dass die Bauplanung des PJZ 
den «neuen» Bedürfnissen so angepasst wird, dass das gesamte Kasernenareal der Stadtzürcher Bevölke-
rung langfristig und unwiderruflich zur Verfügung stehen kann. 
 
Begründung: 
Die Regierung hat den Zürcherinnen und Zürchern in drei Abstimmungen das Kasernenareal zur Nutzung 
versprochen: 1975, 2003 und 2011.  
Insbesondere bei der letzten Abstimmung über das PJZ-Gesetz 2011 wurden weite Teile des Zürcher 
Stimmvolks mit dem Versprechen geködert, dass nur eine Zustimmung zum neuen PJZ zu einer Freigabe 
des gesamten Kasernenareals für die Stadtbevölkerung führen würde.  
Wenn die Kantonsregierung so kurz nach der Abstimmung von 2011 von zusätzlichem Platzbedarf «über-
rascht» wird, deutet dies entweder auf unkoordinierte Planung oder lrreführung der Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger hin.  
Wir erwarten, dass sich der Stadtrat beim Regierungsrat energisch dafür einsetzt, dass das PJZ-Gesetz 
redlich umgesetzt und die Interessen der Stimmbevölkerung ernst genommen werden. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
170. 2014/205 

Postulat von Isabel Garcia (GLP) und Markus Baumann (GLP) vom 18.06.2014: 
Einführung einer standardisierten CO2-Abgabe auf allen Flügen ab Zürich 

  
Von Isabel Garcia (GLP) und Markus Baumann (GLP) ist am 18. Juni 2014 folgendes 
Postulat eingereicht worden: 
 
Der Stadtrat, in seiner Funktion als Verwaltungsrat und in Zusammenarbeit mit dem Regierungsrat, wird 
aufgefordert zu prüfen, als Mitinhaber der Flughafen AG die notwendigen Schritte für die Einführung einer 
standardisierten CO2-Abgabe bei allen Flügen ab Zürich einzuleiten. Dabei soll eine Abgabe von mindes-
tens 10.- Schweizer Franken für alle Abflüge ab Zürich eingeführt werden. Dies deckt ungefähr den Kom-
pensationsbedarf für Flüge ins nährere europäische Ausland ab. Diese zusätzliche Abgabe ist der beste-
henden Flughafentaxe hinzuzufügen. Die Einnahmen sollen in Projekte zur Förderung des ressourcenscho-
nenden Verkehrs (Elektromobilität, Langsam- und Fussgängerverkehr etc.) fliessen. 
 
Begründung:  
Der CO2-Ausstoss pro Flug ist enorm. Flüge in nahe gelegene europäische Städte sind aus Umweltsicht 
besonders problematisch, ausserdem steht gerade für diese kürzeren Flugdistanzen mit der Bahn eine 
umweltfreundlichere Alternative zur Verfügung. Weiter profitiert der gesamte Flugverkehr nach wie vor von 
einer völligen Steuerbefreiung (keine Mehrwertsteuer, Mineralölsteuer, keine CO2-Abgabe). Die Kosten-
wahrheit muss auch beim Flugverkehr endlich angepackt werden. 
Die CO2-Abgabe ist ein erster Schritt in diese Richtung, den Stadt und Kanton gemeinsam umsetzen kön-
nen.  
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Eine solche Gebühr bietet zahlreiche Vorteile:  
− Verursachergerechte Lösung 
− Kein Konkurrenzvorteil einer Airline (alle Passagiere mit identischen Flugzielen bezahlen den gleichen 

Kompensations-Betrag) 
− Einfache Verrechnung über Flughafentaxe 
Stadt und Kanton Zürich stellen zusammen 4 von 8 Verwaltungsräten der Flughafen AG und sind somit 
genügend stark, um entsprechend Einfluss auf die Weiterentwicklung des Flughafens Zürich ausüben und 
zu können. Ausserdem verfügen sowohl Stadt wie Kanton Zürich über umfassende Nachhaltigkeitsstrate-
gien, die mit der vorgeschlagenen CO2-Abgabe glaubwürdig und wirksam vorangetrieben werden können. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 Die drei Postulate werden auf die Tagliste der nächsten Sitzung gesetzt. 

 
 
171. 2014/206 

Schriftliche Anfrage von Patrick Hadi Huber (SP), Peter Küng (SP) und 26 Mit-
unterzeichnenden vom 18.06.2014: 
Provisorisches Polizeigefängnis (PROPOG) auf dem Kasernenareal, Hintergründe 
zur mehrmals verlängerten Baubewilligung 

  
Von Patrick Hadi Huber (SP), Peter Küng (SP) und 26 Mitunterzeichnenden ist am  
18. Juni 2014 folgende Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
Am 12. Juni 2014 liess der Zürcher Regierungsrat verlauten, dass das Kasernenareal auch nach dem Bau 
des PJZ teilweise für polizeiliche Zwecke genutzt werden soll. Damit verstösst der Regierungsrat klar gegen 
das Versprechen im Rahmen der Volksabstimmungen von 2003 und 2011, dass nach dem Bau des PJZ 
keine Polizistin und kein Polizist mehr auf dem Kasernenareal arbeite. Zur grossen Enttäuschung der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer geriet zudem der Mitwirkungsprozess ins Stocken. Dem auf dem Areal befind-
lichen provisorischen Polizeigefängnis (PROPOG) verlängerte der Zürcher Stadtrat schon mehrmals die 
Baubewilligung. Aufgrund der vielen Verzögerungen beim Bau des PJZ und des verspäteten Bezugster-
mins, frühestens 2020, ist zu befürchten, dass plötzlich wieder eine Verlängerung für das PROPOG zur 
Diskussion steht.  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Bis wann rechnet der Stadtrat mit einem Abriss des PROPOG? 
2. Wie oft, wann und mit welcher Begründung wurde dem Kanton Zürich für das PROPOG jeweils eine 

Bewilligung auf der Kasernenwiese erteilt beziehungsweise verlängert?  
3. Wann läuft die derzeit gültige Bewilligung aus und ist das PROPOG mit der neuen BZO überhaupt noch 

bewilligungsfähig? 
4. Ist der Stadtrat gewillt, dem Kanton die Bewilligung nicht zu verlängern? 
5. In welcher Form wird der Stadtrat den Kanton an die in den Volksabstimmungen gemachten Verspre-

chungen erinnern, so dass sämtliche polizeilichen Nutzungen auf dem Kasernenareal in absehbarer 
Zeit vollständig aufgegeben werden?  

6. Wird der Stadtrat seinen Einfluss geltend machen, damit der Mitwirkungsprozess wieder in Gang ge-
setzt wird? 

 
Mitteilung an den Stadtrat 
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172. 2014/207 
Schriftliche Anfrage von Simone Brander (SP) und 14 Mitunterzeichnenden vom 
18.06.2014: 
Beistandschaft bei Frauenpaaren in eingetragener Partnerschaft, welche ein Kind 
zur Welt bringen, bisherige Erfahrungen und Anpassung der Praxis an die neue 
Sorgerechtsregelung 

  
Von Simone Brander (SP) und 14 Mitunterzeichnenden ist am 18. Juni 2014 folgende 
Schriftliche Anfrage eingereicht worden: 
 
Bei Frauenpaaren in eingetragener Partnerschaft, die mit Hilfe eines Samenspenders ein Kind zur Welt 
bringen, wird heute regelmässig eine Beiständin oder ein Beistand für das Kind ernannt. Die Beistandschaft 
verfolgt das Ziel, den Samenspender zu identifizieren und das Kindsverhältnis zu ihm herzustellen. Kennen 
die Frauenpaare den Samenspender, bringt diese Praxis die Frauenpaare heute in ein Dilemma. Geben sie 
die Identität des Samenspenders an, wird dieser automatisch als rechtlicher Vater in das Zivilstandsregister 
eingetragen. Damit wird der Samenspender gegen seinen Willen rechtlicher Vater (mit allen damit verbun-
denen Rechten und Pflichten). Mit der Revision des Sorgerechts per 1. Juli 2014 wird Art. 309 ZGB aufge-
hoben. Damit wird bei Frauenpaaren in eingetragener Partnerschaft künftig keine Beistandsschaft für das 
Neugeborene mehr zu errichten sein, auch nicht gestützt auf Art. 308 Abs. 2 ZGB. Der Anspruch des Kin-
des auf Kenntnis seiner Abstammung genügt nicht, um dem Kind weiterhin in jedem Fall einen Beistand zu 
bestellen (vgl. Botschaft des Bundesrates zur «Elterlichen Sorge» 11.070, S. 9108 f.). 
Die Stadt Zürich hat sich in der Vergangenheit intensiv darum bemüht, mit Beistandschaften die Samen-
spender von Frauenpaaren zu identifizieren. 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Teilt der Stadtrat die Ansicht, dass die bisher geltende gesetzliche Pflicht zur Feststellung der Vater-

schaft bei Samenspendern von Frauenpaaren nicht in jedem Fall dem Kindswohl diente? 
2. In wie vielen Fällen wurde in der Vergangenheit eine Beistandschaft bei Frauenpaaren errichtet mit 

dem Ziel, den Samenspender zu identifizieren? 
3. In wie vielen Fällen wurde der Samenspender anschliessend als Vater ins Zivilstandsregister eingetra-

gen? 
4. Werden die in der Vergangenheit – mit dem alleinigen Ziel den Samenspender zu identifizieren – er-

richteten Beistandschaften von Frauenpaaren mit Kindern aufgrund der Gesetzesänderung per 1. Juli 
2014 automatisch aufgehoben? Falls nein, weshalb nicht? 

5. Wird der Stadtrat aufgrund der geänderten Rechtslage für eine Änderung der Beistands-Praxis bei 
Frauenpaaren mit Kindern ab 1. Juli 2014 sorgen? Falls nein, weshalb nicht? Falls ja, was werden die 
diesbezüglichen Leitlinien sein? 

6. In welchen Fällen soll auch in Zukunft bei Frauenpaaren mit Kindern eine Beistandschaft errichtet wer-
den? 

7. Was hält der Stadtrat vom Anliegen von Frauenpaaren, dass zur Wahrung des Rechts des Kindes auf 
Kenntnis seiner Abstammung eine Möglichkeit zu schaffen, die Identität des Samenspenders bekannt 
geben zu können, ohne dass damit eine rechtliche Vaterschaftsfeststellung/-anerkennung verbunden 
ist? 

 
Mitteilung an den Stadtrat 
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 K e n n t n i s n a h m e n 
 

 
173. 2014/61 

Schriftliche Anfrage von Roland Scheck (SVP) und Mauro Tuena (SVP) vom 
05.03.2014: 
Kleinkinderbetreuungsbeiträge (KKBB), Richtlinien für deren Ausrichtung und 
finanzielle Belastung für die Stadt 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 499 vom 4. Juni 2014). 

 
 
174. 2014/62 

Schriftliche Anfrage von Walter Angst (AL) vom 05.03.2014: 
Einkesselung mit anschliessenden Personenkontrollen durch die Stadtpolizei, 
interne Richtlinien und Konsequenzen aus dem Entscheid des Bundesgerichts 

  
Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 520 vom 11. Juni 2014). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Nächste Sitzung: 25. Juni 2014, 17 Uhr. 
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